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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Die SVP-Fraktion hatte Anfang 2014 eine parlamentarische Initiative eingereicht, mit
der sie forderte, dass bei Budgetkürzungen des Bundes im Rahmen von Sach- und
Betriebsaufwand auch die Fraktionen ihr Scherflein beitragen. Die Volkspartei-Fraktion
bemängelte, dass die Beteiligung von Fraktionen an Budgetkürzungen bisher lediglich
freiwillig gewesen sei. Die Parlamentsdienste hätten im aktuellen Budget
Kürzungsvorschläge gemacht und die Fraktionen gebeten, ihre Beiträge – die immerhin
CHF 7,6 Mio von rund CHF 26 Mio. Sach- und Betriebsaufwand ausmachen – zu kürzen.
Allerdings hätten sich zwei Fraktionen geweigert und eine habe gar nicht Stellung
bezogen. Die dadurch nicht eingesparten rund CHF 275'000 müssten nun anderweitig
gekürzt werden. Weil dies stossend sei, fordere die SVP künftig eine Regelung, welche
die Fraktionen zu Sparbeiträgen verpflichte. Eine mit 7 zu 6 Stimmen äusserst knappe
Mehrheit des Büros (Büro-NR) empfahl, der Initiative keine Folge zu geben.
Automatische Kürzungen der im internationalen Vergleich bereits sehr geringen
Beiträge, seien für einige Fraktionen kurzfristig nur schwierig aufzufangen. Die
Minderheit machte geltend, dass das Parlament bei Sparübungen solidarisch sein und,
um seine Glaubwürdigkeit zu wahren, eine Vorbildfunktion einnehmen müsse. 
Die nötige Abstimmung in der grossen Kammer widerspiegelte die Positionen im Büro.
Die geschlossenen FDP- und SVP-Fraktionen entschieden sich knapp, aber mit 93 zu 91
Stimmen bei 3 Enthaltungen erfolgreich für den Minderheitenantrag und gaben der
Initiative Folge. 
Das Büro des Ständerates (Büro-SR) wies in seinem Bericht Mitte November darauf hin,
dass es bei der Debatte nicht um Entschädigungen der einzelnen Ratsmitglieder ginge,
bei denen sich Budgetkürzungen rechtfertigen liessen, sondern um die Beiträge an die
gesamte Fraktion. Einsparungen würden hier dazu führen, dass die Fraktionen ihren
Handlungsspielraum einschränken müssten, was sich letztlich negativ auf die Qualität
und Effizienz des gesamten Ratsbetriebs auswirken würde. Mit drei zu eins Stimmen bei
einer Enthaltung sprach sich das Büro der kleinen Kammer deshalb gegen die
Forderung aus. Diese Argumentation verfing in der Wintersession bei den
Ratskolleginnen und Ratskollegen, die der Initiative keine Folge gaben und diese damit
versenkten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2015
MARC BÜHLMANN

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteien

Jahresrückblick 2022: Parteien

Die Parteien als wichtige politische Akteure werden in der Öffentlichkeit besonders
stark im Zusammenhang mit Wahlen und Abstimmungen wahrgenommen. Mit den
Bundesratsersatzwahlen vom Dezember 2022 schnellte insbesondere die
Medienpräsenz der SVP und der SP, in geringerem Mass auch jene der Grünen in die
Höhe (siehe Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2022 im Anhang).
Die SVP hatte dabei den zurücktretenden Ueli Maurer zu ersetzen. Zu reden gab dabei,
dass die in den letzten Jahrzehnten tonangebende Zürcher Kantonalsektion erst nach
längerer Suche überhaupt eine Kandidatur präsentieren konnte (alt Nationalrat Hans-
Ueli Vogt), während die Berner Sektion mit Nationalrat Albert Rösti und Ständerat
Werner Salzmann gleich zwei Kandidaten ins Rennen schicken konnte. Relativ früh
zeichnete sich ab, dass es anders als bei früheren Bundesratswahlen bei der SVP zu
keiner Zerreissprobe und allfälligen Parteiausschlüssen kommen würde, da die anderen
Fraktionen keine Ambitionen erkennen liessen, eine Person ausserhalb des offiziellen
SVP-Tickets zu wählen, für das die SVP-Fraktion letztlich Vogt und Rösti auswählte.
Schliesslich erhielt die SVP mit Albert Rösti einen Bundesrat, der als linientreu und
gleichzeitig umgänglich im Ton gilt.
Die SP wiederum hatte nach dem überraschenden Rücktritt von Simonetta Sommaruga
nur wenig Zeit für die Nominierung ihrer Kandidaturen. Für gewisse Turbulenzen sorgte

BERICHT
DATUM: 31.12.2022
HANS-PETER SCHAUB
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hier der von der Parteispitze rasch und offensiv kommunizierte Antrag an die Fraktion,
sich auf Frauenkandidaturen zu beschränken. Ständerat Daniel Jositsch (sp, ZH)
rebellierte zunächst dagegen und gab seine eigene Kandidatur bekannt, zog diese aber
wieder zurück, nachdem die SP-Fraktion dem Antrag der Parteispitze deutlich
zugestimmt hatte. Mit einer «Roadshow» der Kandidatinnen in verschiedenen
Landesteilen versuchte die SP trotz der knappen Zeit noch vom Schaufenstereffekt der
Bundesratswahlen zu profitieren. Aufs Ticket setzte die Fraktion schliesslich die beiden
Ständerätinnen und ehemaligen Regierungsrätinnen Eva Herzog (BS), die Mitglied der
SP-Reformplattform ist und eher dem rechten Parteiflügel zugerechnet wird, und
Elisabeth Baume-Schneider (JU), die als umgänglicher und weiter links stehend gilt. Im
Parlament gingen in den ersten Wahlgängen überraschend viele Stimmen an den nicht
auf dem Ticket stehenden Jositsch, bevor schliesslich Baume-Schneider den Vorzug vor
Herzog erhielt. Wenig erbaut zeigte sich die SP von der anschliessenden
Departementsverteilung, bei der Baume-Schneider das EJPD zugeteilt und Alain Berset
ein angeblich gewünschter Wechsel aus dem EDI verwehrt wurde.
Dass weder die SVP noch die SP um ihre zweiten Bundesratssitze bangen mussten,
hatte auch damit zu tun, dass sich die Grünen, die bei den letzten
Gesamterneuerungswahlen noch mit einer Sprengkandidatur angetreten waren, selbst
früh aus dem Rennen nahmen. Manche Beobachterinnen und Beobachter warfen den
Grünen deswegen Harmlosigkeit und mangelnden Machtinstinkt vor. Die Grünen
argumentierten dagegen, dass ein Angriff auf den SP-Sitz dem rot-grünen Lager keine
Stärkung bringen würde und ein Angriff auf den SVP-Sitz aussichtslos gewesen wäre,
weil das «Machtkartell» der bisherigen Bundesratsparteien keine Sitzverschiebungen
wolle.

Alle 2022 durchgeführten kantonalen Wahlen wurden von den Medien auch als Tests
für den Formstand der Parteien im Hinblick auf die eidgenössischen Wahlen im Herbst
2023 interpretiert. Die grossen Zwischenbilanzen, die im März nach den kantonalen
Wahlen in Bern, der Waadt, Obwalden und Nidwalden gezogen wurden, bestätigten sich
im Wesentlichen auch in den folgenden Glarner und Zuger Wahlen (allerdings nicht in
Graubünden, das wegen einem Wechsel des Wahlsystems jedoch einen Sonderfall
darstellt): Die «grüne Welle» rollte weiter, zumal die Grünen und noch stärker die GLP
fast durchwegs Zugewinne verbuchen konnten. Demgegenüber büssten alle vier
Bundesratsparteien Stimmenanteile ein, am deutlichsten die SP. Spekulationen über
Gewinne und Verluste bei den nationalen Wahlen und mögliche Auswirkungen für die
Sitzverteilung im Bundesrat sind freilich zu relativieren, weil sich Themen- und
Parteienkonjunktur bis im Oktober 2023 noch deutlich verändern können und sich
kantonale Wahlergebnisse aus mehreren Gründen nicht einfach auf die nationale Ebene
übertragen lassen.

Misst man den Rückhalt der Parteien an ihrem Erfolg in den Volksabstimmungen, so
ergibt sich ein etwas anderes Bild: Am häufigsten – nämlich bei 8 von 11
Abstimmungsvorlagen – stand dieses Jahr die EVP mit ihren Parolen auf der Siegerseite,
gefolgt von EDU, FDP, GLP und Mitte (je 7). Seltener jubeln konnten die Parteien an den
linken und rechten Polen des Spektrums (Grüne, PdA, SP und SVP: je 6). Freilich ist
nicht jede Abstimmungsvorlage für jede Partei gleich wichtig. So war etwa für die SP das
knappe Ja zur AHV-21-Reform mit der Frauenrentenaltererhöhung besonders
schmerzhaft, die beiden Nein zu den Teilabschaffungen von Stempel- und
Verrechnungssteuer hingegen besonders erfreulich. Für FDP und SVP war es gerade
umgekehrt, daneben war für sie auch die Ablehnung des Medienpakets ein bedeutender
Erfolg.

Mit Blick auf ihre Mitgliederzahlen sahen sich derweil fast alle grösseren Parteien im
Aufwind: GLP, Grüne, Mitte, SP und SVP meldeten im Vergleich zu 2020
Mitgliederzuwächse im vierstelligen Bereich, die FDP hatte keine Informationen zu ihrer
aktuellen Mitgliederentwicklung. Ein Grund für die vermehrte Hinwendung zu den
Parteien könnte sein, dass die stark alltagsrelevante Covid-19-Pandemie, die
intensivierte Diskussion um den Klimawandel und aussergewöhnlich intensive
Abstimmungskämpfe etwa zur Konzernverantwortungsinitiative im November 2020 und
zu den beiden Covid-19-Gesetzesvorlagen im Juni und im November 2021 viele
Bürgerinnen und Bürger stärker politisiert haben. 

Das Jahr brachte in der Schweizer Parteienlandschaft auch einige strukturelle
Veränderungen. So ist mit der Gründung einer Kantonalsektion in Uri die GLP nun
erstmals in sämtlichen Kantonen präsent. Bei der BDP fand zum Jahresbeginn der
umgekehrte Weg seinen Abschluss: Am 1. Januar 2022 hörten die letzten beiden BDP-
Kantonalsektionen auf zu existieren, nachdem die Partei auf nationaler Ebene schon ein
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Jahr davor in der Mitte aufgegangen war. Ganz aufgelöst wurde sodann die Partei
national orientierter Schweizer (Pnos), die als parteipolitischer Arm der rechtsextremen
Szene in der Schweiz gegolten hatte. Sie war im Parteiensystem nie über eine marginale
Rolle hinausgekommen. Ihre Auflösung bedeutet allerdings nicht das Aussterben
rechtsextremer Ideologien im Land, sondern lediglich das – vorläufige – Ende der
parteipolitischen Aktionsform des Milieus.

Nachdem der Bundesrat im zu Ende gehenden Jahr das Gesetz und eine
konkretisierende Verordnung zur Transparenz der Politikfinanzierung in Kraft gesetzt
hat, werden sich die Parteien im neuen Jahr erstmals an die entsprechenden Regeln
halten müssen. Die Parteien, die in der Bundesversammlung vertreten sind, haben
unter anderem ihre Gesamteinnahmen sowie Zuwendungen von über CHF 15'000
offenzulegen. 2

Parteiensystem

Eine vom Soziologischen Institut der Universität Zürich durchgeführte Studie zu den
politischen Parteien und Gruppierungen auf kommunaler Ebene ergab, dass die
Interessenvermittlungssysteme auf Gemeindeebene komplexer sind als im
allgemeinen angenommen wird. In über 70% der mehrheitlich sehr kleinen Gemeinden
der Schweiz sind politische Organisationen vorhanden. Laut dem Bericht machen die
vier Bundesratsparteien zusammen vier Fünftel der Gruppierungen aus, wobei die FDP
mit 26% Anteil vom Total am meisten Lokalsektionen unterhält, gefolgt von SP und CVP.
In den meisten Gemeinden existiert ein Mehrparteiensystem, lediglich in 13,9% gibt es
nur eine einzige Lokalpartei; mit deutlichem Abstand am häufigsten einzige Partei in
einer Gemeinde ist die SVP, die SP ist hingegen praktisch nie allein anzutreffen. In
26,9% der Gemeinden finden sich Zweiparteiensysteme und in den übrigen 59,2% sind
es drei und mehr Parteien. Die Antworten auf die Frage nach der Qualität der
Zusammenarbeit zwischen den verschiedenen Parteien ergaben eine im allgemeinen
positive Einschätzung der Zusammenarbeit zwischen einer bürgerlichen Partei und der
SP, während das Verhältnis zwischen FDP und CVP nur in einem Fünftel der Fälle als gut
bezeichnet wurde. 3

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 20.07.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Meinungsumfrage zur Einschätzung der Parteien in bezug auf ihre Fähigkeit,
aktuelle Probleme zu lösen, zeigte auf, dass zwischen 44% und 69% der Befragten
überhaupt nicht daran glaubten, dass die Parteien nur eines der zur Zeit aktuellen
Probleme lösen könnten. Die CVP schnitt in dieser Befragung von den
Regierungsparteien am schlechtesten ab. Zwar haben die Regierungsparteien insgesamt
auf nationaler Ebene in den letzten Jahren kontinuierlich Wähleranteile an die kleinen
Gruppierungen und Splitterparteien verloren, sie konnten aber ihre Strukturen und
Verankerungen auf lokaler Ebene aufrechterhalten oder sogar stärken. Aus diesem
Grunde ist die Parteienverdrossenheit, welche von vielen Seiten beklagt wird, zu
relativieren, da zwischen Anhängerschaft, aktiver Parteimitarbeit resp. Amtsausübung
einerseits und Urnengängern andererseits, die gelegentlich oder regelmässig für
Aussenseiterparteien oder populistische Bewegungen mobilisiert werden, zu
unterscheiden ist. 
Eine soziologische Studie zeigte auf, dass rund 80 Prozent der 18'000 Sitze der
kommunalen Exekutiven von Vertretern der traditionellen Parteien eingenommen
werden. In bezug auf die Mitglied- oder Anhängerschaft der etablierten Parteien
ergaben die Berechnungen, dass die CVP über eine Gefolgschaft von rund 340'000 und
die FDP über eine solche von ca. 310'000 Anhängerinnen und Anhängern verfügt. Für
die SVP und die SP wurde eine Parteianhängerschaft von 174'000 resp. 110'000
Personen berechnet. Die Bundesratsparteien würden damit über 930'000
Parteianhänger organisieren, was einem Ausschöpfungsgrad von 21 % der
Stirnmberechtigten entspricht. 4

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 11.05.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Unter dem Schlagwort Innere Sicherheit forderten die bürgerlichen
Regierungsparteien eine verstärkte direkte Bekämpfung der Kriminalität und die
Prävention von Gewaltverbrechen. Mit der Wahl dieses Themas sollte nicht zuletzt
auch die Attraktivität der bürgerlichen Parteien gegenüber den ganz rechts stehenden
populistischen Parteien erhöht werden. Ausserdem wurde damit auch ein Schwerpunkt
für die Kampagnen zu verschiedenen anstehenden kantonalen und kommunalen Wahlen
gesetzt. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 29.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Die Uneinigkeit der Bundesratsparteien zeigte sich auch bei den eidgenössischen
Abstimmungen: nur in fünf von dreizehn Abstimmungen (1993: 11 von 16) konnten sie
sich auf eine gemeinsame Parole einigen. Während die CVP und die FDP Bundesrat und
Parlament in sämtlichen Vorlagen folgten, scherten die SVP und die SP je viermal aus,
jedoch nie gemeinsam. FDP, CVP und SVP wurden vom Stimmvolk je viermal
desavouiert, die SP sechsmal. Die SP konnte sich einmal, bei der Alpeninitiative, gegen
die drei bürgerlichen Bundesratsparteien durchsetzen. 6

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 22.02.1994
EVA MÜLLER

Alle vier Regierungsparteien legten im Berichtsjahr Massnahmen zur Sanierung des
Bundesbudgets vor. Dabei ergaben sich insbesondere Differenzen in der Frage der
Mehreinnahmen in Form neuer Steuern, für die sich als einzige Partei die SP aussprach.
Die SP wehrte sich auch vehement gegen Einsparungen bei den Sozialversicherungen,
insbesondere bei der Arbeitslosenkasse, wie sie FDP und SVP vorschlugen.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 28.06.1994
EVA MÜLLER

In der Drogenfrage scherte die SVP mit einem eigenen Drogenkonzept aus, nachdem
sich die anderen drei Regierungsparteien grundsätzlich auf eine Zusammenarbeit
einigen konnten. Als einzige Partei stellte sie sich gegen die kontrollierte
Drogenabgabe und den straffreien Drogenkonsum.

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.09.1994
EVA MÜLLER

Bundespräsident Otto Stich forderte an den ausserordentlichen Von-Wattenwyl-
Gesprächen mehr Teamgeist und Unterstützung von den Bundesratsparteien. Diese
müssten «verbindlich eingebunden werden in die Gestaltung und Durchführung der
Bundespolitik». FDP, SP, CVP und SVP reagierten jedoch in erster Linie mit Kritik an der
Landesregierung. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 12.11.1994
EVA MÜLLER

Verschiedentlich wurden im Berichtsjahr Vorschläge zu Koalitionen von zwei
Bundesratsparteien gemacht. So warb eine überparteiliche Parlamentariergruppe um
FDP-Nationalrat Peter Tschopp (GE) für eine Koalition zwischen FDP und SP, um eine
Öffnung gegenüber Europa zu erreichen. Auch SP-Präsident Peter Bodenmann
äusserte mehrfach den Wunsch einer künftigen «Links-Mitte-Koalition» mit der FDP,
um etwa in der Europafrage und der Drogenpolitik zu Lösungen zu kommen. 
Nach dem nationalen Wahlsieg der Links- und Rechtspole SP und SVP schlug auch CVP-
Präsident Anton Cottier der FDP einen Schulterschluss und damit «einen starken
dritten Pol im bürgerlichen Zentrum» vor, um die gegenseitige Blockierung von SP und
SVP zu überwinden. Die umworbene FDP zeigte sich interessiert, sprach sich jedoch für
pragmatische Lösungen anstelle eines institutionalisierten Miteinanders aus. Sie sehe
weniger eine Tripolarität im Vordergrund, sondern Bipolaritäten mit wechselnden
Allianzen je nach Materie. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.1995
EVA MÜLLER

Damit reagierte die FDP auf die These des Wandels vom zwei- zum dreipolaren
Parteiensystem, die im Berichtsjahr vor allem in linken Kreisen die Runde machte und
auch von SP-Präsident Peter Bodenmann vertreten wurde. Gemäss der These wandelt
sich das traditionell in ein mehrheitlich bürgerliches und ein minderheitlich linkes
Lager gespaltene Parteiensystem zunehmend in ein dreipoliges Parteiensystem mit
einem rot-grünen Pol, einem bürgerlichen Zentrum (CVP, FDP) und einer national-
konservativen Rechten (vom Zürcher Flügel dominierte SVP). Diese Rechte politisiere
nicht nur gouvernemental, sondern auch ausgesprochen oppositionell. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.11.1995
EVA MÜLLER

Eine Studie zu den Wahlen 95 kam jedoch zum Schluss, dass sich auf der Ebene der
Wählenden keine Annäherung zwischen CVP, FDP und SP erkennen lässt. Nur gerade
beim Thema «Europa» liegt die SP näher bei CVP und FDP als die SVP. Die
hauptsächliche Trennlinie verlaufe aber nach wie vor zwischen der Anhängerschaft der
drei bürgerlichen Bundesratsparteien auf der einen und derjenigen der SP auf der
anderen Seite, also nach einem bipolaren Muster. 10

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.12.1995
EVA MÜLLER
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Vor den eidgenössischen Wahlen erarbeitete eine aus 31 prominenten Parlamentariern
von FDP, CVP, SP und Grünen bestehende «Gruppe Dialog» eine «Erklärung für eine
konsensfähige Erneuerungspolitik», die zu einer Deblockierung der eidgenössischen
Politik beitragen sollte. Als wichtigste politische Ziele der kommenden vier Jahre
postulierte die Gruppe die Schaffung von Arbeitsplätzen, die Konsolidierung des
sozialen Netzes, das Zugehen auf Europa, die Stabilisierung der Bundesfinanzen, eine
verbesserte Ökoeffizienz sowie eine umfassende Verkehrsreform. 

Nach ihrem Wahlsieg stemmte sich die SP aber etwa gegen die Forderung der
Konsolidierung der Sozialwerke und erklärte sich auch mit der Aussage der «Gruppe
Dialog» nicht einverstanden, dass Zugehörigkeit zur Regierung und fundamentale
Opposition in wesentlichen Fragen der Zukunftsgestaltung unverträglich seien. Sie
präsentierte deshalb Ende November einen weniger rigiden Vorschlag, auf dessen Basis
sich die vier Bundesratsparteien für die neue Legislatur auf eine intensivere
Zusammenarbeit einigten. Die «Erklärung der Bundesratsparteien zur
Zusammenarbeit - auf der Basis konstruktiver Kompromisse» versteht sich nicht als
verbindliches Regierungsprogramm, postuliert aber regelmässige Gespräche und
gemeinsame Arbeitsgruppen mit zeitlich definierten Mandaten, um Lösungen zu
wichtigen politischen Sachfragen zu erarbeiten. Dabei stehen fünf Schwerpunkte im
Vordergrund: Wirtschaft und Arbeit, Sanierung der Bundesfinanzen, Zukunft der
Sozialversicherungen, Beziehungen zur EU sowie Regierungs-, Verwaltungs- und
Verfassungsreform. Jede der Bundesratsparteien hat Anspruch auf zwei Vertreter. Das
Grundsatzpapier hält fest, dass einzelne Parteien im Rahmen der «variablen
Geometrie» ausscheren können (opting out); Sanktionen sind nicht vorgesehen. Bis
Ende Jahr wurden vier prominent besetzte vorparlamentarische Kommissionen
geschaffen: Die Neat-Arbeitsgruppe, die Gruppe Wirtschaft, Konjunktur und
Arbeitsmarkt, die Arbeitsgruppe Migration und die Gruppe Drogenpolitik. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.12.1995
EVA MÜLLER

Im letzten Jahr hatten sich die vier Bundesratsparteien auf eine intensivere
Zusammenarbeit geeinigt. Auch im Berichtsjahr zeigte sich jedoch, dass sie in den
wichtigen Fragen der Finanz-, Wirtschafts-, Ausländer- und Sozialpolitik zerstritten
sind. So bezeichneten die Bürgerlichen die Sanierung der Bundesfinanzen als prioritär
und sprachen sich für eine Stabilisierung der Sozialleistungsquote oder gar einen Abbau
des Sozialstaats aus, während die SP die heutigen Defizite als nicht dramatisch einstufte
und auf einem weiteren Ausbau des Sozialstaats bestand. Die SVP stand mit ihrer
Volksinitiative «Gegen die illegale Einwanderung» und mit ihrem Nein zur Verwaltungs-
und Regierungsreform allein auf weiter Flur. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.08.1996
EVA MÜLLER

Bezüglich der Aufarbeitung der Rolle der Schweiz während des Zweiten Weltkriegs ging
zuerst die SP auf Konfrontationskurs: Zu Beginn des Jahres stimmte der SP-Vorstand
einer Resolution zu, die den Rücktritt von Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz (fdp)
forderte, weil dieser in einem Interview unter anderem Forderungen von jüdischen
Kreisen als «Lösegeld-Erpressung» bezeichnet hatte und sich danach nicht
ausreichend entschuldigt habe. Die Resolution stiess jedoch nicht nur bei den
bürgerlichen Regierungsparteien auf scharfen Protest, sondern auch bei den SP-
Sektionen der Westschweiz. Im April kündigte der Bundesrat an, eine
Solidaritätsstiftung einrichten zu wollen. Während SP, CVP und FDP die Idee
grossmehrheitlich begrüssten, drohte die Zürcher SVP unter Christoph Blocher bereits
vor der Konkretisierung des Projekts mit dem Referendum. Später lancierte Blocher
ein Gegenprojekt, um die Solidaritätsstiftung zu untergraben.

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.03.1997
EVA MÜLLER

Insbesondere aufgrund ihrer Haltung im Bereich der bilateralen Verhandlungen warfen
SP, CVP und FDP der SVP vor, «nicht mehr bündnisfähig» zu sein. Die SVP trug die
Verhandlungen im Berichtsjahr offiziell zwar weiterhin mit, gleichzeitig sprach sie sich
aber gegen die Aufhebung der 28-Tonnen-Limite bei Lastwagen sowie gegen die
Schwerverkehrsabgabe und den freien Personenverkehr aus und drohte mit
Referenden. Die FDP mahnte die SVP per Pressedienst, «sich auf ihre einstigen
Qualitäten als bürgerliche Partnerin, die Verantwortung übernahm, zu besinnen». 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.07.1997
EVA MÜLLER
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Auch im Berichtsjahr herrschte zwischen den Regierungsparteien in wichtigen Fragen
keine Einigkeit, wobei wechselweise SP und SVP ausscherten. Dies zeigte sich auch bei
den Volksabstimmungen: Während sich FDP und CVP in allen Fällen regierungstreu
gaben, scherte die SP bei ihrer eigenen Initiative «Für ein Verbot der
Kriegsmaterialausfuhr» und beim dringlichen Bundesbeschluss zur
Arbeitslosenversicherung aus. Die SVP wollte in der Drogenpolitik nichts vom offiziellen
Regierungskurs wissen und befürwortete die restriktive Volksinitiative «Jugend ohne
Drogen». Ausserdem nahm die SVP als einzige Regierungspartei in der im Berichtsjahr
neu aufgelebten Diskussion über eine Liberalisierung des Schwangerschaftsabbruchs
eine restriktive Position ein. Die SP wiederum wehrte sich als einzige Bundesratspartei
gegen Abstriche im Sozialbereich und gegen den vom Bundesrat aufgestellten Fahrplan
für die Sanierung der Bundesfinanzen. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.12.1997
EVA MÜLLER

Um die Wahlchancen von Frauen im Herbst 1999 zu verbessern, stellten sich die
Frauen der FDP, CVP, SVP, SP, GPS und EVP hinter das von der Eidgenössischen
Frauenkommission (EFK) lancierte 12-Punkte-Manifest «Mehr Frauen ins Parlament!»,
das u.a. mehr Unterstützung der Frauen im Wahlkampf, die Förderung von
Gleichstellungsbemühungen sowie spezifische Frauenstrukturen und
Frauenbeauftragte in den Parteien forderte. 15

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.05.1998
URS BEER

Auch im Berichtsjahr herrschte zwischen den Regierungsparteien in wichtigen Fragen
keine Einigkeit, was sich auch bei den eidgenössischen Abstimmungen zeigte. Bei den
zehn durchgeführten Volksabstimmungen waren die vier Bundesratsparteien bloss bei
der Revision des Arbeitsgesetzes sowie beim befristeten Getreideartikel einer Meinung
(1997: 2 von 5). Während die CVP und die FDP bei allen Vorlagen der Empfehlung von
Bundesrat und Parlament folgten, scherte die SVP in der Verkehrspolitik (LSVA,
Finanzierung der Eisenbahngrossprojekte) aus, die SP beim Haushaltsziel 2001, bei der
Gen-Schutz-Initiative, bei der AHV-Auffanginitiative sowie bei den Volksinitiativen
«S.o.S. Schweiz ohne Schnüffelpolizei» und «für eine vernünftige Drogenpolitik».
Zusätzlich beschloss sie Stimmfreigabe bei der Kleinbauern-Initiative. Das Volk verhielt
sich bei jeder Abstimmung regierungstreu. 16

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 29.11.1998
URS BEER

In der Finanzpolitik einigten sich die Regierungsparteien nach zähem Ringen auf einen
Kompromiss zur Verabschiedung des Stabilisierungsprogramms 98, welches zur
Sanierung des Bundeshaushalts Einsparungen von 2 Mia CHF und Mehreinnahmen von
20 Mio CHF bringen sollte. Umstritten waren von Anfang an die Sparmassnahmen im
Sozialbereich sowie die Frage von zusätzlichen Einnahmen. Die SP hatte sich vehement
gegen Einsparungen bei der AHV und ALV eingesetzt und gefordert, dass die
Haushaltssanierung auch durch Mehreinnahmen, etwa durch die Einführung einer
Kapitalgewinnsteuer erfolgen sollte. Auf bürgerlicher Seite war die Bereitschaft zur
Erschliessung weiterer Einnahmequellen klein: FDP und CVP waren zwar mit dem
Bundesrat darin einig, das dritte ALV-Lohnprozent weiterzuführen und den Plafond für
das zweite Lohnprozent zu erhöhen, darüber hinaus kamen neue Abgaben nur in Frage,
wenn der Börsenstempel abgeschafft würde und somit beträchtliche Steuerausfälle
kompensiert werden müssten. Die SVP wendete sich ausser beim zusätzlichen
Mehrwertsteuerprozent für die Sozialversicherungen generell gegen neue Steuern. 
Die erste ernsthafte Bewährungsprobe für den Zusammenhalt des runden Tisches
erfolgte, als die SP zusammen mit den Gewerkschaften am Nein zum Haushaltsziel 2001
festhielten, was ihnen heftige Kritik von bürgerlicher Seite einbrachte. Umgekehrt
stellten zahlreiche bürgerliche Parlamentarier durch ihren Eintritt in das Pro-Komitee
der Wohneigentumsinitiative den runden Tisch in Frage, nachdem vorgängig
beschlossen worden war, die Volksinitiative «Wohneigentum für alle» des
Hauseigentümerverbandes abzulehnen und auf einen Gegenvorschlag bis zum Ausgleich
der Bundesfinanzen zu verzichten. Die SVP gab zu dieser Initiative die Ja-Parole aus. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.12.1998
URS BEER
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Die Regierungsparteien zeigten sich erfreut über den politischen Durchbruch bei den
bilateralen Verhandlungen zwischen der EU und der Schweiz. Die FDP verlangte ein
rasches Ratifikationsverfahren und eine zügige Umsetzung der Verträge; Diskussionen
um einen EU-Beitritt seien mindestens bis zur Inkraftsetzung der Regelungen
kontraproduktiv. Die CVP rief die konstruktiven Kräfte des Landes auf, die
innenpolitische Umsetzung des Vertragswerkes in Angriff zu nehmen. Dabei seien die
bilateralen Verträge emotionslos und sachlich zu prüfen und die daraus resultierenden
Vorteile ins Zentrum zu rücken. Die SP wertete das Abkommen als einen wichtigen
Schritt auf dem Weg zu einem EU-Beitritt. Um das Paket innenpolitisch mehrheitsfähig
zu machen, forderte sie flankierende Massnahmen gegen Lohndumping im Bereich der
Personenfreizügigkeit sowie Begleitmassnahmen im Landverkehr. Zurückhaltender
reagierte die SVP, die sich erst nach der innenpolitischen Umsetzung abschliessend
äussern will. Für sie stand fest, dass die bilateralen Verhandlungen keine Vorstufe zu
einen EU-Beitritt sein dürfen und forderte den Bundesrat auf, das in Brüssel
deponierte Beitrittsgesuch zurückzuziehen. Über ein allfälliges Referendum werde sie
erst nach den parlamentarischen Beratungen entscheiden. Für die Ergreifung des
Referendums sprachen sich die Schweizer Demokraten aus. Unterstützung kündigte die
Lega dei Ticinesi an. 18

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 14.12.1998
URS BEER

Die Diskussion um die Parteienfinanzierung gewann in diesem Jahr dank der Affäre um
Parteispenden in der Bundesrepublik Deutschland auch in der Schweiz an Gewicht. Die
Parteisekretäre der vier Bundesratsparteien liessen durch die Autoren der oben
zitierten Nationalfondsstudie eine Expertise zur Parteienfinanzierung verfassen. Laut
dieser auf Umwegen an die Presse gelangten Studie würde eine Finanzierung
insbesondere der Wahlkampagnen über die öffentliche Hand auf grossen Widerstand
stossen. Vielmehr sollte eine an konkrete Aufgaben und Leistungen gebundene
staatliche Förderung verlangt werden: So könnte die politische Aufklärungsarbeit
entschädigt, Versand- und Übersetzungskosten übernommen oder Gutscheine für
Expertisen abgegeben werden. 19

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 15.11.1999
DANIEL BRÄNDLI

Nationalrat Blocher (svp, ZH) hatte in seiner traditionellen Albisgüetli-Rede die
Sozialdemokratie in die Nähe zum Faschismus gerückt. Die SP drohte darauf hin mit
dem Boykott der Bundesratsparteiengespräche und verlangte von der SVP eine klare
Distanzierung von den Aussagen Blochers. Mitte März machte die SP ihre Drohung war.
Im Berichtsjahr fanden daher zwei separate Dreiergespräche statt; SP und SVP
verhandelten getrennt voneinander mit FDP und CVP. Nach einer formellen
Entschuldigung durch SVP-Präsident Maurer beteiligte sich die SP wieder an den
Vierergesprächen. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Eine am IDHEAP durchgeführte Studie zeigt auf, dass die Parteienlandschaft nirgends
in Europa derart polarisiert ist, wie in der Schweiz. Noch in den 1990er Jahren galt das
Parteiensystem in der Schweiz als relativ stabil und nur wenig polarisiert. Die Studie
macht aber aufgrund von Professionalisierung und verstärkter Themenorientierung in
den letzten Jahren eine massive Zunahme der Polarisierung aus. Sie begründet diese
Entwicklung mit den Eigenheiten des Proporzwahlsystems und der Konkordanz. Beide
Institutionen machten es möglich, dass auch Regierungsparteien starke Positionen
einnehmen können und nicht auf Koalitionen oder ihre Mehrheitsfähigkeit Rücksicht
nehmen müssen. Die Studie vergleicht die grossen Schweizer Parteien mit den
europäischen Schwesterparteien und streicht die im Vergleich auffallend radikale
Politisierung der SVP und der SP heraus. Demgegenüber lassen sich die CVP, die FDP
und die Grünen gut mit ihren europäischen Pendants vergleichen. 21

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 04.05.2010
MARC BÜHLMANN

In der Presse war Ende des Berichtsjahrs eine Schätzung der Wahlkampfbudgets der
Parteien nachzulesen, die aufgrund der ebenfalls geschätzten Ausgaben bei den Wahlen
2007 sowie einigen Antworten auf entsprechende Anfragen bei den
Generalsekretariaten beruhten. Dass Geld für den Wahlerfolg eine Rolle spiele, sei
unbestritten. Die Wahlkampfbudgets seien jedoch sehr ungleich. Mit Abstand am
meisten Mittel zur Verfügung habe die SVP (15 Mio.), gefolgt von der CVP (3 Mio.), der
FDP (2.6 Mio.) und der SP (1.5 Mio.). Die kleineren Parteien (GP, GLP, BDP) hätten
weniger als eine Viertelmillion zur Verfügung. 22

WAHLEN
DATUM: 28.12.2010
MARC BÜHLMANN
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Für Unmut unter den Parteien sorgte das Verbot der SBB für aktive Wahlwerbung in
Bahnhöfen. Plakate dürften in Bahnhofarealen an den dafür vorgesehenen Stellen zwar
aufgehängt werden, aber die Bahnkunden wollten laut einer Umfrage nicht von
Politpromotion belästigt werden, so die Bundesbahnen. Die vier grossen Parteien CVP,
FDP, SP und SVP intervenierten gemeinsam gegen dieses Verbot. Die SBB bewilligten in
der Folge in kleineren Bahnhöfen politische Aktionen für die kantonalen Wahlen in
Zürich und Luzern, nicht aber in den Hauptbahnhöfen, weil dort die Platzverhältnisse zu
eng seien. Zudem wurde diese Erlaubnis an Bedingungen geknüpft: Pro Tag sollte
lediglich eine Partei gegen Bezahlung die Möglichkeit für Standaktionen erhalten. Die
SBB zeigten sich für die Nationalratswahlen dann aber kulant und erlaubten den
Parteien am 22. September Standwerbung im Hauptbahnhof Zürich. FDP, CVP, SVP, SP,
GP, EVP, GLP und BDP wurden je 50 m2 zur Verfügung gestellt. Mit dieser neutralen
Plattform gedachten die SBB einen Beitrag zum demokratischen Dialog und zu einer
möglichst hohen Wahlbeteiligung zu leisten. Die Wahlpromotion einzelner Parteien war
aber nach wie vor nicht erlaubt. Für negative Reaktionen bei den Passagieren sorgte im
Sommer zudem die hohe Konzentration an SVP-Plakaten im Hauptbahnhof Zürich. Die
SBB zogen in der Folge die Notbremse und passten ihre Richtlinien an. Parteien dürfen
künftig maximal noch die Hälfte der gesamten vorhandenen Werbefläche für sich
beanspruchen. Die SVP kritisierte die Änderung der Richtlinien als unangebrachten
Eingriff in den Wahlkampf. 23

WAHLEN
DATUM: 21.09.2011
MARC BÜHLMANN

Im Berichtjahr wurden Bemühungen von bürgerlichen Parteien für einen vermehrten
bürgerlichen Schulterschluss gegen die als taktisch geschickt und aufgrund der guten
Vernetzung in linken Kreisen häufig erfolgreich wahrgenommene Allianz zwischen Links-
Grün verstärkt. Dies zeigte sich etwa an Arbeitsgruppen zu Steuerthemen oder
Gesundheitspolitik, denen Parlamentarier der CVP, FDP, SVP, GLP und BDP angehören,
die sich während der Sessionen gelegentlich trafen. Auch die konzertierte Aktion gegen
die Einheitskrankenkasse, als alle bürgerlichen Fraktionen mit Vorstössen gegen die
Ausarbeitung eines Gegenvorschlags durch den Bundesrat reagierten, wurde in der
Presse als Zeichen für eine stärkere bürgerliche Zusammenarbeit gewertet. Darüber
hinaus koordinierten sich die bürgerlichen Parteien in Abstimmungskampagnen
erfolgreich zumindest gegen linke Volksbegehren, wie etwa die 1:12-Initiative oder die
Initiative zur Abschaffung der Wehrpflicht. Dabei trug auch die SVP wieder vermehrt zu
bürgerlichen Kompromissen bei. Auch das gemeinsam von SVP, FDP und CVP getragene
Projekt für eine Initiative zum Schutz des Bankgeheimnisses wurde als Zeichen
verbesserter Zusammenarbeit interpretiert. Zu einem eigentlichen Test der Solidität
des bürgerlichen Lagers dürfte spätestens nach den Wahlen 2015 die Diskussion um die
Besetzung der Regierung werden. Die SP, aber auch die BDP sprachen der FDP die
Berechtigung auf zwei Sitze ab, da sich die Freisinnigen immer mehr zur
Juniorpartnerin der SVP entwickeln würden. 24

ANDERES
DATUM: 13.10.2011
MARC BÜHLMANN

Eine vom EJPD finanzierte, Ende Februar publizierte Studie zeigte auf, dass die Parteien
zwischen 2005 und 2011 unterschiedlich viel Geld für Abstimmungskampagnen
ausgeben konnten. Werden die Ausgaben für alle Kampagnen summiert, so gab die SVP
mit 12 Mio. CHF rund drei Mal so viel aus wie die zweitplatzierte FDP (4 Mio. CHF). Die
CVP und die SP warfen laut der Studie rund 1 Mio. CHF auf, während die GP 35 000 für
Kampagnen im Vorfeld von eidgenössischen Urnengängen zur Verfügung stellte. Eine
Analyse des Zusammenhangs zwischen Aufwendungen und Abstimmungserfolg war
nicht Gegenstand der Studie. 25

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.02.2012
MARC BÜHLMANN

Ein wichtiger Beitrag an die Parteikassen stellen die Fraktionsbeiträge dar, die vom
Bund ausgeschüttet werden. Eine Untersuchung der BaZ zeigte auf, dass sich diese
Beiträge zwischen 1988 und 2009 versiebenfacht haben. Hatte eine Fraktion vor 1990
noch einen Grundbeitrag von 20 000 CHF und 3 500 CHF pro Einzelmitglied erhalten,
betrugen diese Summen im Berichtjahr 144 500 CHF (Grundbeitrag) bzw. 26 800 CHF
(pro Mitglied). Fraktionsbeiträge werden von den Räten auf dem Verordnungsweg
erhöht und von den Parteien insbesondere auch in die Fraktionssekretariate investiert.
Eine im Berichtjahr eingereichte parlamentarische Initiative der SVP, welche die
Entscheidungen für die Höhe der Entschädigungen neu auf Gesetzes- statt
Verordnungsstufe regeln wollte, um ein Referendum gegen Erhöhungen zu erlauben,
wurde 2012 noch nicht behandelt. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.12.2012
MARC BÜHLMANN
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Die im Vorjahr eingereichte parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion, die eine
Referendumspflicht bezüglich der Erhöhung der Fraktionsbeiträge – ein wichtiger
Bestandteil der Parteibudgets – verlangt hätte, wurde im Berichtjahr vom Nationalrat
abgelehnt. Die Entschädigung der Fraktionen als Organe des Bundes ist zwar gesetzlich
geregelt, nicht aber die Festlegung der Höhe, die auf Erlassstufe geregelt wird. Der
Vorschlag fand in der grossen Kammer kein Gehör und wurde mit 124 zu 58 Stimmen
abgelehnt. Die parlamentarische Initiative (11.497) von Alfred Heer wurde gleichzeitig
behandelt und ebenfalls abgelehnt. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2013
MARC BÜHLMANN

Da die drei grossen bürgerlichen Parteien keine zentralen Mitgliederverzeichnisse
führen, ist es praktisch nicht möglich, Entwicklungen hinsichtlich ihrer
Organisationsstärke zu analysieren. International zeigt sich seit langem ein teilweise
beträchtlicher Mitgliederschwund. Die SP, die ein zentrales Register führt, ist von
dieser Entwicklung nicht ausgenommen. Zwischen 1992 und 2011 verloren die
Sozialdemokraten rund 15% ihrer Mitglieder, wie der TA berichtete. Die SP wies 2011
noch 31'226 Mitglieder aus. Die von der FDP (120'000 Mitglieder), der CVP (100'000
Mitglieder) und der SVP (90'000 Mitglieder) auf Anfrage genannten Zahlen und
insbesondere die Behauptung, dass diese über die letzten 20 Jahre stabil geblieben
seien, wurden von Experten angezweifelt. Genauere Angaben lassen sich bei den
kleineren Parteien machen, bei denen sich ein gegenteiliger Trend zeigt. Die
Mitgliederzahl der Grünen nahm zwischen 2003 und 2012 von 4'779 auf 7'523 zu. Die
BDP wuchs zwischen 2008 und 2012 von 3'500 auf 6'000 Mitglieder und die GLP hatte
ihre Mitgliederzahl zwischen 2007 und 2012 verdreifacht (2012: 3'600 Mitglieder). 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.10.2013
MARC BÜHLMANN

Die Fraktionsbeiträge – eine wichtige Finanzierungsquelle der Parteien und quasi-
staatliche Parteienfinanzierung – waren der SVP auch 2014 ein Dorn im Auge. 2013 war
ihre parlamentarische Initiative für eine Referendumspflicht bei Erhöhung dieser
Beiträge zwar gescheitert; im Zuge der Diskussionen um die Budgetkürzungen brachte
die SVP allerdings den Vorschlag, auch bei den sich auf total CHF 7.6 Mio. belaufenden
Fraktionsbeiträgen zu kürzen. Der Vorschlag fand letztlich allerdings keine Gnade. Die
meisten Parteien sind nicht nur auf die Fraktionsbeiträge angewiesen, sondern
verlangen auch einen Anteil der Mandatsentschädigung ihrer Abgeordneten. Diese
machen etwa bei der SP rund 4 Prozent des Budgets aus, wobei auch die Abgeordneten
auf kantonaler und kommunaler Ebene Abgaben tätigen. Bei der CVP und der SVP
betragen die Mandatsbeiträge rund 3 Prozent des nationalen Budgets. Eine
internationale Studie zeigte auf, dass die höheren Beiträge, die Mandatsträger von
linken Parteien ihren Zentralen abgeben müssen, ein gesamteuropäisches Phänomen
darstellen. 29

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.03.2014
MARC BÜHLMANN

Welche Partei steht ihrer Basis am nächsten? Dieser Frage ging eine Studie nach, die
sich auf die VOX-Abstimmungsnachanalysen stützte und einen Vergleich des
Abstimmungsentscheids der Stammwählerinnen- und Stammwählerschaft mit der
Parteiparole anstellte. Dabei zeigte sich, dass die Basis der Grünen lediglich bei 6
Prozent aller  eidgenössischen Abstimmungen zwischen 2004 und 2014 mehrheitlich
von der Parole ihrer präferierten Partei abwichen, die BDP-Basis hingegen bei 16
Prozent. Zwischen diesen beiden Extremen fanden sich die SP (7%), die FDP und die
GLP (je 13%), die SVP (14%) und die CVP (15%). 
Die Verortung der Abstimmungen in einen politischen Raum, der die Dimensionen
«links-rechts» und «konservativ-progressiv» umfasste, zeigte zudem, dass sich die
Basis aller Parteien jeweils weniger extrem positioniert als die Partei selber. Mit
anderen Worten finden sich die Sympathisantinnen und Sympathisanten von SP und GP
im politischen Raum weniger weit links und weniger progressiv als ihre Partei, während
die Anhängerinnen und Anhänger von GLP, BDP, CVP und FDP relativ zur Parteiposition
jeweils etwas stärker links und konservativer verortet werden als ihre präferierte Partei.
Weniger stark rechts als ihre Partei scheinen sich auch die Stammwählerinnen und
Stammwähler der SVP einzuschätzen. Auf der Achse «konservativ-progressiv» verorten
sich die Anhängerinnen und Anhänger der SVP allerdings gar noch konservativer als die
Position ihrer Partei dies vermuten liesse. 30

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.04.2015
MARC BÜHLMANN
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Zweieinhalb Jahre nach den eidgenössischen Wahlen 2019 hatten insgesamt sechzehn
Kantone ihre Parlamente und Regierungen neu bestellt, im März 2022 waren auch die
grossen Kantone Bern und Waadt dazugekommen. In der Presse wurde dies zum Anlass
genommen, um eine Zwischenbilanz über die seit 2019 in den Kantonen eingefahrenen
Gewinne und Verluste der einzelnen Parteien zu ziehen und daraus eine Formkurve
der Parteien abzuleiten sowie ihre Aussichten für die eidgenössischen Wahlen 2023 zu
diskutieren.
Als Haupttrend machten die Medien die Fortsetzung der «grünen Welle» aus: Diese sei
nach den nationalen Wahlen 2019 auch durch praktisch alle Kantone gerollt, indem die
Grünliberalen und die Grünen fast überall Zugewinne erzielten, vielerorts auch in einem
für Schweizer Verhältnisse recht beträchtlichen Ausmass. Ihre Erfolge führten die
Medien vor allem auf ihre Kernthemen Klima und Ökologie zurück, bei der GLP zudem
auf die konsequent europafreundliche Linie der Partei. Insgesamt kamen die Grünen
damit Ende März 2022 auf 264 Sitze in den kantonalen Parlamenten (+48 Sitze und
+2,7% Wählendenanteil seit 2019), die GLP auf 144 (+46 und +2,9%). Mit der FDP (neu
526 Sitze, –28 und –1,1%), der SVP (522, –22 und –1,1%), der Mitte (447, –20 und –1.1%)
und der SP (432, –45 und –2,4%) hatten demgegenüber die vier Bundesratsparteien
allesamt verloren, am stärksten die SP.
Obwohl also der Aufwärtstrend der Grünen anhielt, wies er nicht mehr dasselbe
Ausmass auf wie bei den nationalen Wahlen und den ersten darauffolgenden
kantonalen Urnengängen. In der Konsequenz bedeutete dies erstens, dass nunmehr die
GLP vor den Grünen die am stärksten zulegende Partei war, und zweitens, dass das linke
Lager insgesamt nun nicht mehr wie seit 2019 wuchs, sondern schrumpfte: Die
Zugewinne der Grünen reichten zuletzt nicht mehr aus, um die Verluste der SP zu
(über)kompensieren.
Mit Bezug auf die SP stellten die NZZ und der Tages-Anzeiger fest, dass sich die
Wahlresultate nochmals verschlechtert hatten, seitdem Cédric Wermuth (sp, AG) und
Mattea Meyer (sp, ZH) im Oktober 2020 das Co-Präsidium übernommen hatten. Die SP
habe seither weder die sozial- und wirtschaftspolitische Krisenlage im Zuge der Covid-
19-Pandemie noch Abstimmungssiege etwa im von ihr angeführten Referendum gegen
die Stempelsteuer-Abschaffung in Wahlerfolge ummünzen können. Im Tages-Anzeiger
wurden zwei mögliche Erklärungen für das Formtief der SP genannt: die parteiinternen
Konflikte in der Europapolitik und eine «ideologische Verengung», durch die der
sozialliberale Parteiflügel nur noch wenig wahrgenommen werde und die
entsprechenden Wählendengruppen nicht mehr abgeholt werden könnten.
Die Mitte wiederum schien an den Wahlurnen nicht nennenswert vom neuen
Parteinamen und der Fusion zwischen CVP und BDP profitieren zu können, sondern
befand sich in einem unverminderten Abwärtstrend – zuletzt auch in der einstigen
BDP-Hochburg Bern.
Was die Rückschlüsse auf die nationalen Wahlen 2023 betrifft, relativierten sowohl die
AZ als auch die NZZ: Die Ergebnisse der kantonalen Wahlen liessen sich nicht einfach
auf die nationale Ebene übertragen. So seien die FDP und die Mitte in den Kantonen
traditionell stärker, während die Parteien an den politischen Polen bei nationalen
Wahlen besser mobilisieren könnten. Ohnehin könne sich die Grosswetterlage bis im
Oktober 2023 noch ändern, etwa als Folge des russischen Angriffskriegs gegen die
Ukraine; je nach dessen weiterem Verlauf könnte beispielsweise die SVP mit ihren
Kernthemen Flüchtlingspolitik, Neutralität und Europa wieder auf mehr Resonanz
stossen.

Sehr unterschiedliche Interpretationen lieferten die Medien zur elektoralen
Entwicklung der politischen Lager: Die WOZ fand, es sei weiterhin ein «Linksrutsch»
festzustellen, weil das rot-grüne Lager seit 2019 immer noch im Plus liege. Die Aargauer
Zeitung betonte dagegen, dass es zwischen dem linken, dem rechten und dem
Zentrums-Lager über alle Kantone hinweg insgesamt nur geringe Verschiebungen gebe;
die wesentlichen Umwälzungen spielten sich vielmehr innerhalb der «Blöcke» ab (im
Zentrum eine Stärkung der GLP und eine Schwächung der Mitte, im linken Lager eine
Stärkung der Grünen und eine Schwächung der SP). Die NZZ und der im Tages-Anzeiger
zitierte Politologe Claude Longchamp wiederum stellten in den Vordergrund, dass das
rot-grüne Lager zuletzt und das nationalkonservative Lager mit der SVP schon seit
Längerem gewisse Verluste verbucht hätten, während das politische Zentrum dank der
GLP unter dem Strich zulege. Damit sahen sie einen lang anhaltenden Trend in der
Schweizer Politik – das Wachstum der beiden politischen Pole auf Kosten des Zentrums
– vorerst gebrochen. 31
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Grosse Parteien

Da die SVP Schweiz Einzelmitglieder nicht auf direktem Weg ausschliessen kann,
forderte die Parteileitung Anfang April Widmer-Schlumpf zum Parteiaustritt bis zum 11.
April auf. Die Parteileitung begründete dies damit, dass Widmer-Schlumpf die SVP
hinters Licht geführt habe, indem sie wahrheitswidrig über das Zustandekommen ihrer
Kandidatur informiert habe. Sie habe dadurch die Partei geschädigt. Die SVP forderte
Widmer-Schlumpf auch auf, aus dem Bundesrat zurückzutreten. Falls Widmer-
Schlumpf nicht freiwillig ihre Parteimitgliedschaft niederlege, solle die Bündner
Kantonalpartei sie bis zum 30.April ausschliessen. Sollte dies verweigert werden, werde
die ganze SVP Graubünden aus der SVP Schweiz ausgeschlossen. Der SVP-
Zentralvorstand stellte sich am 4. April mit 67 zu 5 Stimmen bei 7 Enthaltungen hinter
dieses Ultimatum. Widmer-Schlumpf lehnte die Forderungen ab und wies die Vorwürfe
der SVP Schweiz zurück. Die Bündner SVP lehnte das Ultimatum der SVP Schweiz
ebenfalls ab. Es gebe keine sachlichen Gründe, Widmer-Schlumpf auszuschliessen. 32
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Die Reaktionen auf das Vorgehen der nationalen SVP gegen Widmer-Schlumpf und die
SVP Graubünden fielen unterschiedlich aus. Der Vorstand der Berner SVP richtete sich
gegen einen Ausschluss der Bündner SVP. Ein Ausschluss verletze Gesetz und
Parteistatuten. Die Delegierten der Berner SVP unterstützten mit 256 zu 222 Stimmen
diesen Positionsbezug. Die Parteiversammlung der SVP Waadt stimmte dem Ausschluss
von Widmer-Schlumpf deutlich zu, dem Ausschluss der SVP Graubünden jedoch nur mit
78 zu 70 Stimmen. Die Glarner SVP-Delegierten sprachen sich für einen Verbleib der
Bündner SVP in der SVP Schweiz aus. Die SVP Thurgau befürwortete Ende Mai mit 139 zu
105 Stimmen den Ausschluss der Bündner SVP. Klar für das Vorgehen der Parteileitung
sprachen sich die SVP-Sektionen in den Kantonen Zürich, Appenzell Ausserrhoden,
Freiburg, Neuenburg, Genf, Tessin, St. Gallen, Aargau, Luzern, Schwyz, Obwalden, Wallis
und Baselland aus. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.04.2008
SABINE HOHL

Nach dem Verstreichen des Ultimatums an Widmer-Schlumpf und ihre Kantonalsektion
beschloss der SVP-Zentralvorstand am 18. Mai mit 84 zu 13 Stimmen, das
Ausschlussverfahren gegen die Bündner SVP einzuleiten. Am 1. Juni fiel der materielle
Entscheid für den Ausschluss, bei dem die Vertreter der Bündner SVP in den Ausstand
treten mussten, mit 81 zu 5 Stimmen. Die notwendige Zweidrittelmehrheit wurde damit
problemlos erreicht. Die ausgeschlossene SVP Graubünden kündigte die Gründung
einer neuen Partei für den 16. Juni an. Zur neuen Partei gehören würden die beiden
bisherigen SVP-Regierungsräte Barbara Janom und Hansjörg Trachsler, sowie die
Nationalräte Gadient und Hassler, ebenso die meisten SVP-Grossräte im Bündner
Parlament. Auch im Kanton Bern trat eine Gruppe von 35 Dissidenten um den
Nationalrat Hans Grunder am 2. Juni an die Öffentlichkeit. Dazu gehörten auch SVP-
Regierungsrat Urs Gasche und Ständerat Werner Luginbühl. Bereits seit April hatte es
Berichte über die so genannte „Gruppe Bubenberg“ gegeben. Diese Gruppe verfolgte
nun die Alternativen Austritt der ganzen Berner SVP aus der SVP Schweiz und Gründung
einer neuen Partei. Eine Resolution mit der Austrittsforderung wurde an den Vorstand
der Berner SVP gerichtet. Ein Austritt der ganzen Berner SVP hätte allerdings eine
Zweidrittelmehrheit an der Delegiertenversammlung erfordert. Hans Grunder und
Ursula Haller kündigten an, eine neue Partei zu gründen, falls dies nicht erreicht werde.
Bundesrat Samuel Schmid sprach sich für einen Austritt der Berner SVP aus der
nationalen Partei aus und machte bekannt, dass er einer allfälligen neuen Partei
beitreten würde. Der ehemalige Vizepräsident der SVP Glarus, Martin Landolt, kündigte
die Gründung einer neuen Partei im Kanton Glarus an. Die nationale SVP-Spitze
reagierte gelassen auf die Abspaltungsgefahr. Es handle sich nur um eine
Flurbereinigung. 34
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Für Unmut sorgte der Parteiwechsel von Thomas Müller (SG) von der CVP zur SVP. Die
via Medien verbreitete Ankündigung Müllers wurde als stillos bezeichnet. Der
amtierende Nationalrat wurde in der Folge von seiner Partei, bei der er über 40 Jahre
Mitglied war, aufgefordert, sein Nationalratsmandat in der Frühlingssession abzugeben.
Müller weigerte sich allerdings und verteidigte seinen Sitz bei den Wahlen im Herbst
erfolgreich – für die SVP. CVP-interne Missstimmung wurde in der Folge auch für
Übertritte in den Kantonen Schwyz und Freiburg verantwortlich gemacht. Die
Ankündigung der Demission von Reto Wehrli (SZ) im Februar wurde auf einen
parteiinternen Streit über die Besetzung des Ständeratssitzes zurückgeführt. Im Kanton
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Freiburg legte Emanuel Waeber sein Amt als Parteipräsident im März per sofort nieder.
Waeber strebte in der Folge ebenfalls einen Wechsel zur SVP an. Die Führung der
Freiburger Sektion wurde ad Interim von Nationalrätin Thérèse Meyer und Ständerat Urs
Schwaller übernommen. Die Dissidenten warfen der Parteileitung insbesondere vor,
gegen den erklärten Willen der konservativen Kräfte einen dezidiert sozialliberalen Kurs
zu verfolgen und damit den rechten Parteiflügel zu sehr zu vernachlässigen. Bereits
2010 waren die ehemalige Zürcher Kantonsrätin Susanne Brunner und der Bündner
Grossrat Livio Zanolari von der CVP zur SVP übergelaufen. 35

Konservative und Rechte Parteien

Die Gründung der BDP erfolgte zunächst in drei Kantonen: Im Juni in Graubünden
(zuerst unter dem Namen BPS, der nach einer Namensstreitigkeit mit einer Kleinpartei
wieder aufgegeben wurde) und in Bern, im August in Glarus. Durch Übertritte von
bisherigen SVP-Vertretern in kantonalen Parlamenten und Regierungen verfügte die
BDP schon bald über rund 50 Sitze in kantonalen Parlamenten und vier Sitze in
kantonalen Regierungen (2 in Graubünden und je einen in Bern und Glarus). Als
Kleinpartei war die BDP in der speziellen Situation, auf Anhieb zwei Vertreter, Samuel
Schmid und Eveline Widmer-Schlumpf, im Bundesrat zu haben. Schmids Sitz ging aber
nach seinem Rücktritt zurück an die SVP. Im nationalen Parlament konnte die BDP mit
vier Vertretern im Nationalrat (Hansjörg Hassler, Brigitta Gadient, Ursula Haller und
Hans Grunder) und einem Ständerat (Werner Luginbühl) bis Ende des Jahres keine
eigene Fraktion bilden. 36
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